
Wegen einem erheblichen 
Anteil an ungültigen Unter-
schriften bei Volksinitiativen 
schrieben die Tamedia-Blät-
ter einen staatserschüttern-
den Skandal herbei. Was ist 
geschehen? Offenbar stellte 
man auf den eingesammel-
ten Unterschriftenbögen ver-
schiedener Volksinitiativen 
einen überraschend hohen 
Anteil an ungültigen Unter-
schriften fest. Sie wurden vor 
Einreichung der Initiativen 
ausgeschieden.

Für die ganz grosse Auf-
regung besteht also kein 
Anlass. Die Überprüfung 
durch die Gemeinden hat 
funktioniert. Zudem: Nicht 
bei jeder ungültigen Unter-
schrift ist Betrug im Spiel. 
Oft unterschreiben die Bür-
ger zweimal, weil sie sich 
begreiflicherweise nach 18 
Monaten nicht mehr genau 
erinnern, ob sie den Bogen 
schon einmal unterzeich-
net haben. Dann wird die 
zweite Unterschrift durch die 
Gemeinde ausgesondert.

Linke Politiker rufen nach 
dem Verbot bezahlter Unter-
schriften. Doch diese Linken 
reichen ebenfalls bezahlte 
Unterschriften ein. Erfah-
rungsgemäss beträgt der 
Aufwand bei Initiativen und 
Referenden fünf Franken 
pro Unterschrift. Gleichgül-

tig, auf welche Weise man 
sammelt. Manche Nichtre-
gierungsorganisationen und 
Hilfswerke, die Initiativen 
lancieren, leben von Steuer-
geldern. Und sie bezahlen 
die Unterschriften mit Steu-
ergeldern. Dies im Gegen-
satz beispielsweise zu einer 
«Pro Schweiz», die sich für 
Unabhängigkeit und Neutra-
lität einsetzt und die Kosten 
selber bezahlen muss. Und 
sie ist nicht wie diese staats-
nahen NGOs steuerbefreit! 

Auch die Gewerkschaften 
leben von Staatsgeld, näm-
lich den vielen Millionen, die 
sie für die Überprüfung von 
flankierenden Massnahmen 
erhalten. Damit bezahlen sie 
die Unterschriften.

Solches wäre am ehesten 
zu verbieten.
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